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Rechenschaftsbericht der Kreistagsfraktion

Kreisparteitag in Wermelskirchen am 14.03.2009

Liebe Parteifreundinnen, liebe Parteifreunde,

meine sehr verehrten Damen und Herren,

der Zeitpunkt für den Rechenschaftsbericht liegt kurz vor der Verabschiedung des Kreishaushalts 2009 – erst vor 14 Tagen hatte die Fraktion ihre diesjährige Haushaltsklausurtagung -  und vor der Kommunalwahl in NRW. Dadurch ergeben sich einige zusätzliche Perspektiven, die in diesen Rechenschaftsbericht einfließen werden. Kommen wir zunächst zu einigen wichtigen Entscheidungen und Aktionen der FDP-Kreistagsfraktion:

I.
Arbeit im Kreistag

Die Kreistagsfraktion hat im Jahr 2008 eine Reihe von Aktivitäten entwickelt und sich an wichtigen Aktionen beteiligt. Diese Aktivitäten schlugen sich in Anträgen, in Resolutionen oder in der zustimmenden Unterstützung wichtiger Entscheidungen des Kreistages nieder.

1. Bildung als Programm, meine Damen und Herren, die Notwendigkeit, allen uns anvertrauten jungen Menschen eine solide Ausbildung zu vermitteln, steht nicht nur in unserer Wahlaussage  an erster Stelle. Der Kreistag hat einen Kooperationsvertrag mit dem Land NRW verabschiedet, der die Entwicklung eines Bildungsnetzwerkes in der – wie es im Vertrag heißt - Bildungsregion Rheinisch-Bergischer Kreis vorsieht. Der Kooperationsvertrag ermöglicht die Nutzung eines Angebots der Landesregierung zum Ausbau der Bildungslandschaft in diesem Kreis. Der Antrag wurde durch die CDU-Landtagsabgeordneten, die als erste von der Möglichkeit der Unterstützung durch das Land wussten, initiiert, und von uns mitgetragen. Ziel dieses Bildungsnetzwerkes ist es, alle Bildungseinrichtungen im Kreis zu vernetzen und die Bildungschancen der Menschen nachhaltig in der Region zu verbessern. 


2. Unter Mitwirkung der FDP-Kreistagsfraktion wurde im letzten Jahr auch das Strategiepapier „RBK 2020 – fit für die Zukunft.“ Verabschiedet. Da dieses Papier bereits Erwähnung in einigen Parteigremien fand und die Kreistagsfraktion Kopien des Strategiepapiers den örtlichen Fraktionen bzw. Ortsverbänden zur Verfügung stellte, muss über dieses Projekt nicht mehr ausführlich gesprochen werden. Man kann das Papier als ein Tor in die Zukunft von Kreis und Kommunen bezeichnen. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang, dass die Kreistagsfraktion einen Entwurf zur Entwicklung eines Kreisslogans hat erstellen lassen und dass sie im Augenblick versucht, Grundlagen für ein Marketingkonzept für den gesamten Kreis erarbeiten zu lassen.

3. Das vergangene Kalenderjahr hat uns, wie schon das Jahr 2007, durch die Landespolitik einige Turbulenzen beschert. Es handelte sich um die Änderung des § 107 GO NW im Jahr 2007, in dem es um die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen ging, und im Jahr 2008 um die Änderung des Sparkassengesetzes. In beiden Fällen ging es um einen regelrechten Spagat zwischen unserer Verpflichtung gegenüber kommunalen Unternehmen und den Ansprüchen liberaler Wirtschaftspolitik. Dass uns die Auseinandersetzung mit den Grünen und der SPD vor Ort ohne Gesichtsverlust gelungen ist, war unserer besseren Strategie, aber auch unseren Mehrheiten in den politischen Gremien zu verdanken.

Im Fall der Änderung des Sparkassengesetzes haben wir allerdings eine Art Notbremse ziehen müssen, um ein Papier der SPD und GRÜNEN zu unterlaufen. Wir forderten in einer Resolution den Stopp der Beratung der Änderung des Sparkassengesetzes angesichts der sich abzeichnenden Weltfinanzkrise. Es war nicht unbegründet, wie sich im Nachhinein gezeigt hat. Die der WESTLB im ursprünglichen Gesetzentwurf zugedachte Rolle, wurde von unserer Fraktion zu Recht als völlig unrealistisch eingeschätzt. Die von der FDP initiierte Resolution ist vom Kreistag einstimmig verabschiedet worden. Es gab danach Reaktionen in der Presse und im Landtag. Eine sachliche Auseinandersetzung mit unseren Argumenten hat aber nicht stattgefunden.

Im Falle der Änderung des § 107 GO NW hat sich in der Praxis kaum etwas verändert. Der politische Gewinn aus dieser Aktion ist zweifelhaft. Unsere Partei ist zurzeit wegen ihrer Standhaftigkeit und Kontinuität Sympathieträger bei den Meinungsumfragen, aber in den beiden oben gebannten Gesetzesänderungen wäre eine vorsichtigere Strategie, eine gründlichere Analyse der Ist-Situation und eine sorgfältigere Vorbereitung der Gesetzesänderungen nach Meinung der Fraktion erforderlich gewesen. Gewinn und Verlust müssen im Vorhinein kalkuliert werden.

4. Gemeinsam mit der CDU hat die FDP-Kreistagsfraktion eine weitere Resolution im letzten Jahr verabschiedet. Sie galt der Zukunft des Flughafens Köln/Bonn, genauer: den künftigen Besitzverhältnissen beim Flughafen. Da der Bund und im Gefolge des Bundes auch das Land ihre Anteile am Flughafen zu veräußern beabsichtigen, galt es hier die Gefahr kommunaler wie privater Mehrheiten zu verhindern, um den Einfluss der Kreise Rhein-Berg und Rhein-Sieg auf die Gestaltung und den Betrieb des Flughafens mit dem Ziel zu sichern, die Interessen der in diesen Kreisen am stärksten betroffenen Bevölkerung zu schützen. 

Es ist kein Geheimnis, dass die Stadt Köln sehr gern eine kommunale Mehrheit am Flughafen anstreben würde, um eigene Interessen durchzusetzen, die denen der beiden Kreise entgegenstehen würden. Inzwischen ist auf Landesebene die Idee der Verhinderung kommunaler bzw. privater Mehrheiten angekommen, so dass wir entspannter der Zukunft entgegen sehen können. Es freut mich, dass auch auf dem Bezirksparteitag am 28.03. ein Antrag verabschiedet werden soll, der genau diese Marschrichtung verfolgt und eine Mehrheit beim Land  erhalten möchte. 

5. Ein weiterer Antrag der Fraktion sah vor, das Thema Organspende durch eine intensive Aufklärung in das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu tragen.  Es lässt sich nämlich in Deutschland eine ungenügende Spendebereitschaft feststellen, obwohl die Zahl der auf eine Organspende Wartenden sehr hoch ist.  Der Antrag ist zwar in die Gesundheitskonferenz des Rheinisch-Bergischen Kreises einstimmig  weitergeleitet worden, hat aber nicht den durchschlagenden Erfolg gehabt, den wir uns vorgestellt haben. Wir müssen feststellen, dass das Thema Organspende ein großes Tabuthema zu sein scheint, selbst in der eigenen Partei.

6. Darüber hinaus stellte die Fraktion einen Antrag auf  Einrichtung einer regionalen Informationsplattform (Internetplattform) als Projekt des Rheinisch-Bergischen Kreises. Diese Informationsplattform soll helfen, die Wohnungsberatung zu unterstützen, insbesondere soll dadurch die Wohnungswirtschaft und künftige Planungen altengerechter Wohnformen verbessert werden. Mir wurde auf Nachfrage am Montag mitgeteilt, dass diese Plattform demnächst voll installiert sein wird und der Fraktion vorgestellt werden kann. Unseren Kommunen bietet sie den Vorteil der Vernetzung, so dass sie auch von diesen genutzt werden kann.

    7.  Nicht eingehen möchte ich  in diesem Bericht auf die Projekte 
         in Verbindung mit der Regionale 2010, da Sie sich vor Ort mit der  
         Regionale ebenfalls beschäftigt haben. Der Kreis hat sich personell an 
         einer Reihe von Projekten der Kommunen intensiv beteiligt.

         
    8.  Ich halte es auch nicht für opportun, jetzt auf die Beteiligungen des 
         Kreises einzugehen. Sie können mich aber gern in der Aussprache darauf 
         ansprechen, wenn das Bedürfnis dazu besteht.


II.
Internetauftritt der Kreistagsfraktion

Die Fraktion hat ihren Internetauftritt neu gestaltet. Die Internetseite ist jetzt unter dem Dach des Kreisverbands zu finden. Das Erscheinungsbild ist dem des Kreisverbands angepasst worden. Wir werden uns bemühen, auch so aktuell wie der Kreisverband zu sein. 

Sie finden auf unserer Seite auch einige im Rechenschaftsbericht unerwähnt gebliebene Aktivitäten. Die Umgestaltung unseres Internetauftritts ist allerdings noch nicht abgeschlossen. Es wird weiter an der Seite gearbeitet. Unser Ziel ist es, einen interessanten Baustein im Gesamtrahmen liberaler Internetauftritte im Kreis anzubieten.

III. Dank 


1. Danken möchte ich der Landtagsfraktion für die grundlegend geänderte Informationsarbeit gegenüber den Parteiorganen. Dank der modernen Medien ist eine schnelle, Kosten sparende und umfassende Information gelungen. Das betrifft besonders die Schnell-Infos, News-letters, aber auch die überaus hilfreichen, uns zur Unterstützung des Wahlkampfs zugesandten Papiere „Wissensstadt“ und die „Kommunalpolitische Materialsammlung der Landtagsfraktion.“ Herrn Lindner gilt in diesem Zusammenhang ein besonderer Dank für die gute, schnelle und wirkungsvolle Zusammenarbeit.

2. Danken möchte ich der eigenen Fraktion für ein weiteres Jahr der harmonischen und erfolgreichen Zusammenarbeit, bei der sich immer wieder zeigte, dass man auf keinen Kopf verzichten kann, wenn es um eine effektive, verlässliche und vor allem fundierte politische Gestaltung geht. Wer Verantwortung für die Arbeit in der Fraktion übernimmt, tut dies für eine Wahlperiode. Unsere Arbeit wird von vielen Seiten kritisch beäugt. Es gilt auch einen Ruf und einen erreichten Qualitätsstandard zu wahren.

3.  Die Zusammenarbeit mit dem größeren Koalitionspartner im Kreis läuft reibungslos und ist sehr effektiv. Ich möchte an dieser Stelle dem Koalitionspartner und meinem häufigsten Gesprächspartner bei der CDU, Herrn Holger Müller, für das vertrauensvolle Verhältnis und die problemlose Lösung auch schwieriger Angelegenheiten danken. 

IV. Haushalt, Kreistag


1. Am 26.03. dieses Monats werden wir den Haushalt des Kreises für das Jahr 2009 verabschieden. Dies ist Anlass genug, ein Wort in die Richtung der Kommunen zu äußern. Der Kreistag wird einen ausgeglichenen Haushalt verabschieden. Dies ist ein Verdienst auch der politischen Zusammenarbeit von CDU und FDP im Kreistag.

2.  
Gestatten Sie mir ein kritisches Wort zu unseren politischen Kontrahenten im Kreistag, vor allem zur SPD. Deren Erfindungsgabe zur Ausweitung der sozialen Lasten im Kreishaushalt ist  erstaunlich. Sie hofft wahrscheinlich, sich damit den Nimbus eines Streiters für sozial Benachteiligte zu geben. Die beständige Ablehnung des Haushalts durch die SPD hat nichts mit  sachlicher Kritik am jährlich geschnürten Finanzpaket des Kreises zu tun. 
Wir haben als Fraktion in der Vergangenheit wiederholt verhindert, eine Zustimmung der Opposition zum Haushalt mit nicht zu verantwortenden finanziellen Forderungen zu erkaufen. Wenn die SPD im Kreistag die Meinung vertritt, dass das Ausgleichen des Haushalts alleinige Angelegenheit des Kämmerers sei, die Politik aber nur die finanziellen Ausgabenwünsche zu beschließen hätten, vertritt sie eine von uns nicht geteilte politische Auffassung. 


3.  Das Ergebnis unserer Haushaltsberatungen haben wir den Vertretern unserer Kommunen am 28. Februar vorgestellt. Dabei wurde erneut deutlich, dass unsere Zusammenarbeit, der Austausch von Erfahrungen und  Gedanken, die Diskussion verbindender Themen und Probleme zu kurz kommt. Die Fraktion hat das feste Ziel, diesen Mangel zu beheben. Noch in diesem Jahr möchte sie damit beginnen.

4. Aber zurück zum Haushaltsgeschehen 2009: Seit Jahren tritt die Fraktion erfolgreich für die Belange der Kommunen ein, vor allem für die finanziellen. Das wird, so glaubt die Fraktion, gar nicht immer wahr- genommen oder als selbstverständlich betrachtet. Erwähnenswert ist es unserer Meinung nach schon. Der Kreis hat seit 1996 insgesamt 121,5 Mio. € zur Entlastung der Kommunen aufgebracht. Dabei ist viel Vermögen eingesetzt worden, dass von klugen Vorgängern in den zwanziger Jahren angelegt worden war. 

Darüber hinaus werden wir in diesem Jahr die Auflösung einer Rückstellung beim Landschaftsverband Rheinland zum Anlass nehmen, die dem Rheinisch-Bergischen Kreis zufallenden 1,7 Mio. an die Kommunen weiter zu leiten. 


Die Höhe des Kreisumlagesatzes bleibt auch 2009 konstant.

Wir können das Murren in den Räten verstehen, wenn es um die Höhe der Kreisumlage geht. Ähnlich geht es uns, wenn es um die Höhe der Landschaftsumlage geht. Aber wir müssen uns klar machen, dass das Umlageverfahren ein Bestandteil unseres politischen Systems ist. Die Berechnung der Grundlagen für die Schlüsselzuweisungen wie die Kreisumlage wird nicht vom Kreis vorgenommen, sondern vom Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik aufgrund von Vorjahresdaten der Kommunen. 

Wir sind uns alle einig, dass die Kommunen finanziell äußerst schlecht gestellt sind. Reformen sind angemahnt, die Föderalismusreform wird nicht das bringen, was viele erwartet haben. Die Situation kann künftig nur durch ein Verstellen der Hebel,  die die finanzielle Besserstellung der Kommunen garantiert, verändert werden. Geschieht dies nicht, müssen wir uns für die Zukunft in unseren Kommunen erhebliche Sorgen machen, denn es steht die kommunale Selbständigkeit wirklich auf dem Spiel. 

Andererseits müssen sich auch die Kommunen kritisch fragen lassen, ob sie denn immer alles getan haben, um Strukturen zu reformieren, Bürokratie abzubauen. Ob alle Möglichkeiten zur Kosteneinsparung unternommen wurden und ob immer sinnvoll gewirtschaftet wurde? 

V. Liberale Zusammenarbeit 

         Die Fraktion pflegt eine recht intensive und effektive        
         Zusammenarbeit mit der Kreistagsfraktion des Oberbergischen Kreises. 
         Regelmäßige Jahrestreffen sind einem genau abgestimmten 
         Themenkatalog zugeordnet. Da es über den BAV, die AVEA, den 
         Tourismusverband NATURARENA klar definierte Arbeitsfelder der 
         Zusammenarbeit gibt, ist diese Kooperation auch ein Muss.

         Der Versuch einer ähnlichen Zusammenarbeit mit der Ratsfraktion in Köln 
         hat das Versuchsstadium leider noch nicht verlassen.


VI.  Kommunalwahl 

1. Meine Damen und Herren, wir bereiten uns alle auf die Kommunalwahl Ende August vor. Leider ist der  vom Innenminister festgelegte 30.August nur der zweitbeste Termin. Ich muss mich nicht noch einmal zu Sinn und Unsinn der Verschiebung des Wahltermins äußern. Christian Lindner hat dies  im Landtag bravourös getan. Die Kreistagsfraktion wird am 26.März in der Kreistagssitzung eine Resolution verabschieden, die diesen Wahltermin bekräftigen wird. Die Resolution ist erforderlich geworden, weil eine Resolution der Grünen –  sie fordert die Zusammenlegung von Kommunal-  und Bundestagswahl – blockiert werden muss.

2. Die Wahlaussage des Kreisverbands „Aufbruch in eine gesicherte Zukunft,“ die unter Tagesordnungspunkt 10 den Kreisparteitag noch beschäftigen wird, ist von Vertretern der Kreistagsfraktion und  der Ortsverbände gemeinsam erstellt worden. Ich hoffe, dass Sie Ihre Zustimmung unserer gemeinsamen Arbeit nicht verwehren werden. Wir halten die Aussage für gelungen, sie bietet eine gute Perspektive und bindet die Kreispolitik in einen größeren Zusammenhang ein. Sie verzichtet auf Polemik und Verunglimpfung des politischen Gegners.

3. Darüber hinaus plant der Kreisverband auf Anregung der Kreistags-Fraktion einen Kreiskongress zu wichtigen Themen des Kreises, die alle unsere Kommunen tangieren. Sie sollen durch diesen Kongress auch Anregungen für Ihre Arbeit vor Ort gewinnen. Als Termin ist der 27.06.2009 vorgesehen. Sobald die Organisation steht, werden Sie informiert. Die Arbeit für diesen Kreiskongress läuft auf vollen Touren. 

4. Ich möchte den Appell Christian Lindners unterstützen und Sie bitten, dem Kreisverband im Wahlkampf vor allem eine Zeit- Spende zu machen. Wir benötigen in den 3 Wahlkämpfen am 07.06./30.08. und 27.09. viele helfende Hände und Köpfe, um einen überzeugenden und wirksamen Wahlkampf zu führen. Denn nur Ihrer aller Mitwirkung garantiert die Stärkung der liberalen Kräfte in den Räten und im Kreistag. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  


Wermelskirchen, d. 14.März 2009
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